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Wie geht man als LehrerIn mit Kindern um, die häusliche Gewalt erleben? BIG-Mitarbeiterin Anne Thiemann (großes Bild, l.) beim Workshop mit Pädagoginnen Fotos: Joanna Kosowska

fangsphase habe man das Pro-
jekt schnell und wirksam an-
schiebenwollen, sagtSprecher Il-
ja Koschembar. Deshalb seien
zusätzliche Gelder an BIG geflos-
sen. „Der Träger macht ohne
Zweifel eine wichtige Arbeit, die
uns jedes Jahr eine Menge Geld
wert ist.“ Mittlerweile sehe der
Senat aber keinen Ausnahmebe-
darf mehr bei BIG.

Einen sinkenden Bedarf kön-
nen die MitarbeiterInnen von
BIG nicht erkennen. Die Work-
shopskommengutbeidenSchu-
len an, die Warteliste für einen
Termin ist lang. 2014 sieht esnun
für viele interessierte Schulen
schlecht aus. Dabei sei es wichti-
ge, häusliche Gewalt zu themati-
sieren, sagt Thiemann. „Obwohl
in Deutschland jede vierte Frau
davon betroffen ist, ist das The-
ma nicht in die Lehrerausbil-

dung integriert“, kritisiert sie.
Viele Lehrer seien deshalb über-
fordert, wenn sie an der Schule –
überdieKinder – zumerstenMal
mit diesemThema inBerührung
kämen.

Wie schwierig es seinkann, im
Gespräch mit Eltern oder Kind
die richtigen Worte zu finden,
hat die angehende Grundschul-
lehrerin Agnieszka Nowak beim
BIG-Workshop gelernt. Auch sie
ließ sich auf die Übung mit der
fiktiven Amina ein und spielte
sichdabei selbst–alsüberforder-
te Lehrerin. „Es ist mir sehr

Vor den Kopf geschlagen
HÄUSLICHE GEWALT Wenn die Eltern sich zu Hause streiten und schlagen, leiden ihre Kinder mit. Die Initiative BIG leistet deshalb
Präventionsarbeit an Schulen. Jetzt stellen Mittelkürzungen des Senats das Projekt infrage – obwohl der Bedarf nach Hilfe groß ist

Die Senatsverwaltung
sieht keinen
besonderen
Förderbedarf mehr
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Amina vergräbt das Gesicht in
ihren Händen. „Ich kann imMo-
ment nicht gut schlafen“, flüstert
sie. Ihre Lehrerin beugt sich zu
ihr, berührt sie vorsichtig an der
Schulter. „Was ist denn los, Ami-
na?“, bohrt sie nach. Das Mäd-
chen hält den Blick gesenkt.
„Meine Eltern streiten die ganze
Nacht“, sagt sie schließlich leise.
„Manchmal schlagen sie sich
auch.“

Amina ist nicht real. Das ver-
zweifelte Mädchen ist in Wirk-
lichkeit 30 Jahre alt, heißt Iljana
Lampasiak und ist angehende
Grundschullehrerin in Marien-
felde. Die Berliner Initiative ge-
gen Gewalt an Frauen (BIG e.V.)
bietet seit dem Jahr 2006 Work-
shops an, die Lehrern, Elternund
Schülern helfen sollen, mit Situ-
ationenwiediesen richtigumzu-
gehen.

40.000 Euro weniger

Bisher wurde die präventive Ar-
beit der Initiative mit 200.000
Euro jährlich von der Senatsver-
waltung für Bildung, Jugend und
Wissenschaft unterstützt. Dieses
Jahr werden die Mittel um
40.000Eurogekürzt.DasProjekt
steht in Frage – dabei ist der Be-
darf nach Hilfe groß.

schwer gefallen, mit Amina zu
sprechen“, sagt die 32-Jährige
nach dem Rollenspiel. „Ich habe
mich einfach hilflos gefühlt.“

So wie ihr geht es vielen Leh-
rern, weiß Thiemann. Viele hät-
ten Angst, etwas falsches zu sa-
genodernichtsoforteineLösung
zu finden. „Wichtig ist abervoral-
lem, dem Kind gegenüber Ruhe
und Sicherheit auszustrahlen“,
sagt die Mitarbeiterin. „Es muss
das Gefühl haben, dass jemand
an seiner Seite steht. Nach einer
Lösung kann man später ge-
meinsam suchen.“

Scham und Loyalität

Damit es den Kindern leichter
fällt, sichzuöffnen, bietetBIG im
Rahmen der Workshops an
Grundschulen auch eine Kinder-
sprechstunde an. Immer wieder
würden Schüler dort zum ersten
Mal von ihren Gewalterfahrun-
gen berichten, erzählt Thie-
mann. Das falle oft leichter, als
die Offenbarung gegenüber den
Lehrern: manche Kinder schä-
men sich oder wollen aus emp-
fundener Loyalität gegenüber
der Familie nichts sagen, weiß
Thiemann.

DieAuswirkungenvonhäusli-
cher Gewalt für die Kinder seien
massiv, sagt die BIG-Mitarbeite-
rin. Häufig litten sie unter psy-

15.797 Fälle häuslicher Gewalt
wurden im Jahr 2012 bei der Poli-
zei inBerlinregistriert, dieMehr-
zahl der Opfer sind Frauen. 2.512
Frauen und Kinder suchten in
Frauenhäusern und Zufluchts-
wohnungen Schutz. Eine gerade
veröffentlichte EU-Studie hat er-
geben, dass einDrittel aller Frau-
en in der Europäischen Union
schon mindestens einmal kör-
perliche oder sexuelle Gewalt er-
lebt hat. Betroffen sind davon
nicht nur die Frauen selbst, son-
dern auch ihre Kinder – sei es als
Zeuge oder als Opfer.

Der Verein ist alarmiert über
die anstehenden Mittelkürzun-
gen: „Wir wissen nicht, wie wir
weiterunsereArbeitmachensol-
len“, sagt Projektmitarbeiterin
Anne Thiemann. „Das bedeutet
für uns, dasswir Personal entlas-
senmüssenodervielweniger Se-
minare anbieten können.“ Erst
am19.Februarhättensievonden
Kürzungen erfahren. Bis dahin
seien sie davon ausgegangen, zu-
sätzlicheGelder zu den imHaus-
halt veranschlagten 160.000 Eu-
ro zu erhalten – so wie bereits in
den vergangenen Jahren. „Noch
im Dezember hieß es, dass wir
wieder mit 200.000 Euro rech-
nen können“, sagt Thiemann.

Die Senatsverwaltung bestä-
tigt dieMittelkürzung. In derAn-

chosomatischen Erkrankungen
undhätten Schwierigkeiten, sich
zu konzentrieren. Ein häufige
Folge: auch die schulischen Leis-
tungen werden schwächer. Man-
che Kinder zögen sich stark zu-
rück, hat Thiemann beobachtet,
andere würden aggressiv. Oft
wird häuslicheGewalt vonGene-
ration zu Generation weiter ge-
tragen.

NachdemWorkshop leert sich
derRaum, IljanaLampasiakzieht
ihren Mantel an. Amina ist aus
demGesichtder jungenFrauver-
schwunden. Jetzt ist sie wieder
Lehrerin und muss sich um die
realen Probleme an ihrer Schule
kümmern. Ein Junge in ihrer
Klasse ist verhaltensauffällig.
Die Klassenleiterin hat ihr emp-
fohlen, mit den Eltern zu spre-
chen. Lampasiak zögert noch, sie
will nichts falschmachen.

Vielleicht wird ihr das Rollen-
spiel aus dem BIG-Workshop da-
bei helfen. Den Lehrern mehr
Handlungssicherheit geben, „da-
mit sie früh eingreifen, statt
nichts zu tun, aus Angst etwas
falsch zu machen“, sagt Thie-
mann. Einfach nichts tun gegen
häusliche Gewalt, das würde sie
äußerst ungern. Doch ohne die
ausreichenden Gelder sehen sie
und ihre KollegInnen schwarz
für das Projekt.

.......................................................................................................................................

...........................................................................................................................Gegen Gewalt

! Die Berliner Initiative gegen Ge-
walt an Frauen (BIG e.V.) hat sich
1993 gegründet, zwei Jahre später
wurde der Verein Bundesmodell-
projekt. 1999 ging in Berlin bun-
desweit das erste Hilfetelefon für
betroffene Frauen ans Netz.
! BIG ist Trägerverein von drei Ein-
richtungen mit unterschiedlichen
Schwerpunkten: BIG Koordinie-

rung (Öffentlichkeitsarbeit, Bera-
tung von Fachkräften), BIG Prä-
vention (Aufklärung, Elternarbeit,
Schulung von Lehrpersonal) und
BIG Hotline.
! BIG Prävention finanziert sich
komplett über Senatsmittel – des-
halb sind die Angebote für Schulen
kostenfrei. Im Netz: www.big-
praevention.de (taz)

jährlich eine illegale Abtreibung
vornehmen lassen. Wer das Geld
hat, fährt in eine Klinik in Öster-
reich oder Deutschland, der Slo-
wakei oder den Niederlanden.
Den anderen bleibt nur ein ille-
galer Schwangerschaftsabbruch
in Polen, mit gesundheitlichem
RisikoundderAngstvordemGe-
setz.

Nur nach Vergewaltigung

Nur 500 bis 600 Schwanger-
schaften im Jahrwerden inPolen
offiziell abgebrochen – nach ei-
ner Vergewaltigung, bei Gefahr
für das Leben der Schwangeren
oder schwerer Schädigung des
Fötus ist es erlaubt. Doch selbst

wenn das Kind schwerstbehin-
dert ist, haben viele Ärzte nicht
den Mut, die legale Abtreibung
vorzunehmen, klagen Frauen-
rechtlerinnen in Polen. Die be-
troffenenFrauenmüssenoft von
Arzt zu Arzt ziehen – bis es wo-
möglich zu spät ist und sie nach
Erreichen der 25. Schwanger-
schaftswoche nicht mehr abtrei-
ben dürfen.

„Viele Ärzte haben Angst,
fürchten den Druck der Kirche“,
sagt Romuald Debski, Leiter ei-
ner Frauenklinik in Warschau.
Auch er war schon mit Protest-
aktionen und Demonstrationen
von Abtreibungsgegnern kon-
frontiert, die Klinikmitarbeitern

Ärztliche Hilfe in Brandenburg
ABTREIBUNG Polinnen, die ungewollt schwanger werden, sind in einer oft verzweifelten Lage. Ein legaler
Schwangerschaftsabbruch ist nur seltenmöglich. Viele Frauen suchen Hilfe im grenznahen Prenzlau

Ihr Weg nach Prenzlau im Nord-
ostenBrandenburgs istweit: Ver-
zweifelte schwangere Frauen
kommen aus Krakau, Bialystok
oder Danzig und suchen Rat bei
Janusz Rudzinski. Im vergange-
nen Jahr hat der polnische Arzt,
der am Krankenhaus Prenzlau
arbeitet, rund 1.000 Abtreibun-
gen vorgenommen. „Die Ten-
denz ist steigend“, sagt der Medi-
ziner. „In Polen muss eine Lö-
sung des Problems gefunden
werden.“

Die Verzweiflung der Frauen,
die bei Rudzinski Hilfe suchen,
ist groß – und doch sind sie bei
Weitem besser dran als rund
150.000 andere Polinnen, die

und schwangeren Frauen ankla-
gend Großaufnahmen von Em-
byronen entgegenstrecken.

Laut und sichtbar sind die Ab-
treibungsgegner auch auf den
„Märschen für das Lebenunddie
Familie“. Im vergangenen Jahr
scheiterte ein Bürgerbegehren,
das die Abtreibung beimedizini-
scher Indikation unter Strafe
stellen sollte. Ein Abgeordneter
der nationalkonservativen Partei
Recht und Gerechtigkeit erregte
vorzwei JahrenAufsehenmitder
Forderung, vergewaltigte Frauen
sollten imFalle einer Schwanger-
schaft nicht abtreiben.

„Der Arzt darf nicht helfen“,
beschreibt Rudzinski das Dilem-

ma. Gehe ein Schwangere zum
Arzt, wisse sie nicht, ob sie zu
ihmVertrauenhabenkönne. Der
Arzt wiederum könne sich nicht
sicher sein, ob die Frau das Ge-
spräch nicht vielleicht aufzeich-
ne und der Staatsanwaltschaft
übergebe. „So schweigen sie im
Zimmer und schreiben sich Zet-
tel“, sagt Rudzinski. Danach ver-
nichte der Arzt die Zettel, damit
es keine Beweise gebe.

Viele Schwangere, die kein
Kind wollen, würden daher zu
Medikamenten greifen, um die
Schwangerschaft zu beenden.
Dann bekämen sie Blutungen
und glaubten, das sei schon der
Abbruch. „Doch dann stellen sie
fest, dass der Bauch wächst“, sagt
der Arzt. Das Kind könne da-
durch Schäden davontragen.
„Das isteingroßesProblem.“Von
den Frauen, die bei ihmHilfe su-
chen, hätten etwadrei Viertel zu-

vorauf solcheinMedikamentge-
setzt. Manchmal handle es sich
auchumeinnachgemachtesPrä-
parat vom Schwarzmarkt.

Dass der Arzt im grenznahen
Prenzlau hilft, erfahren viele Po-
linnen über das Internet. Ano-
nymwerden in Foren Informati-
onen über Medikamente und
Kosten illegaler Abtreibungen
ausgetauscht – es gibt aber auch
immer wieder den Rat, ins Aus-
land zu reisen. Eine Abtreibung
in Prenzlau kostet 450 Euro. „Das
müssen die Betroffenen selbst
bezahlen.“

Rudzinski würde lieber Kai-
serschnitte statt Abbrüche vor-
nehmen. Dennoch sei er froh,
den betroffenen Frauen helfen
zu können, wennGefahr für ihre
Gesundheit und ihr Leben be-
steht, sagt er. „In der Verantwor-
tung sind in Polen der Staat und
die katholische Kirche.“ (dpa)


